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Wenn ich heute noch einmal meine zwei 
Büchlein Postdemokratie und Das be­
fremdliche Überleben des Neoliberalis­
mus schreiben könnte. würde ich gewiss 
mit den kürzlich erfolgte11 Worten der 
Bundeskanzlerin Angela Merket begin­
nen: 

"Wir leben ja in einer Demokratie und 
~ind auch froh darüber. Di!s ist eine parla­
mentarische Demokratie. Deshalb ist das 
Budget recht ein Kernrecht des Parlaments. 
Insofern werden wir Wege finden, die par­
lamentarische Mitbestimmung so zu ge­
stalt en, dass sie t rotzdem auch marktkon­
form ist, also dass sich auf den Märkten 
die entsprechenden Signale ergeben. • 

Man muss anmerken. dass sie ~\\'ar nicht 
.marktkonföm1c Demokratie· gesagt hat. 

dies jedoch das .Unworr ist, das man 
ihr zuschreiben wird. Ich erinnere mich 
daran. als Margarcl Thaieher gesagt hat­
te: ,.There is no such thing as society'·. 
Das ist ein berüchtigtes Unwort im Ver­
einten Königreich geworden. Sie hat die­
sen Salz zwar selbst so gesagt, aber es 
gab cir1en besonderen Zusammenhang. 
Während eines Radiointerviews disku­
tierte sie die Frage. ob Menschen bei 
ihren Problemen Hilfe von der Gesell­
schaft erwarten sollten. Frau Thatcher 
hatte hierauf geamwor1et: 

.,There is no suchthing as society. There 
is living tapestry of men and women and 
peo ple and the beauty of that tapestry 
and the quality o f our lives w ill depend 
upon how much each of us is prepared to 
take responsibilit y for ourselves and each 
of us prepared to turn round and help by 
our own efforts those who are unfortun­
ate." 

ln beiden Fällen könnte man die Thesen 
auf eine ganz bedenkenlose Weise ver­
stehen. Möglicherweise wollte Frau That­
cher nur sagen. dass man .socicty' (die 
Gesellschaft) als kein einzelnes Indivi­
duum begreifen sollle. und dass .sociely' 
kein einzelnes Subjekt sein könne. Ge­
sellschaft sei immer eine .rich tapestry' 
(reiche Gobclinstickcre.i). deren \'er­
schiedene Teile zu verschiedenen Zeit­
punkten tätig werden. D iese Teile sind 
stets zu spezifizieren. Hiemn gibt es nidlts, 
was ein Soziologe krit isieren könnte. 

Ähnlich könnte man anmerken, dass 
die Btmdcskanzlerin Merke! lediglich sa­
gen wollte. dass ein Parlament keine 
I Iaushaitspiäne machen sollte. die es nur 
mit kontinuierlichen Schulden t'inanzie­
ren könne. Es ist ge\\ is:. nicht demokra­
tisch. die Wähler glauben zulassen, dass 
sie öffentliche Dienste und ~oziale Un-
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terstützungen in Anspruch nehmen könn­
ten ohne dass der Staat Steuern beLiehe. 
Die Institutionen der Demokratie benöti­
gen Mechanismen, die ihre Integrität ge­
währleisten. auch gegen die Vertreter der 
Demokratie selbst. Dieses Konzept ist ei­
ne Erweiterung der Idee des Rechtstaats. 
Man kann es auch zugunsten der Unab­
hängigkeit 'on zentralen Banken. des 
Schutzes des öffentlichen Funk:. und 
1-ernsehen vor politischer Einmischung 
und der Autonomie der staatlichen stati­
stischen Ämter übertragen. Solche Me­
chanismen, die die größeren öf­
lcntlichen Interessen vor der Ma­
nipulation der politischen Klassen 
schützen. stärken die Demokratie; 
sie schwächen sie nicht. Aus die­
sen Gründen widerstehe ich der 
Versuchung zu bl:hauptc:n. Um.:. c.J.:1 
europäische fiskale Pakt meine 
Theorie der Postdemokratie stüt­
ze. Es mag sein. dass solche Maß­
nahmen die Demokratie vor sich 
selbst schützen. (Ich spreche hier 
über das allgemeine Konz ept des 
langfristigen fiskalen Gleichge­
wicht nicht über die spezitischcn 
Bedingungen. die auf' Regierungen 
übenragen werden. die oft mehr Scha­
den verur~achen. als nützlich zu sein.) 

Jedoch kann es auch sein. dass die 
7itiencn Bemerkungen 'on Merke I und 
Thatcher deshalb eine starkeöffentliche 
Resonanz erzielt haben. weil ie ~::ine 
grundlegende Mentalität enthüllen, die 
jenseits der \Vürter selbst steht. Und die 
Mentalillit ist in beiden Fällcn die;;clbe· 
dass nur die .Märkte wichtig cien. und 
da~s die übrigen Lebensbereiche als 
'\iärkte gesehen werden sollten. 

E~ ist unglücklich, dass die politi-
chen Debatten unsere~ Zeitalters die 
gesell~chaftlichen Institutionen in 7wei 
Pole trennen: den Markt einerseits und 
den Staat anderersei ts. Es ist Ierner un­
glücklich, dass diese .t.:wei normaler­
weise in einem Suii-Summen·-Ver­
hältnis zueinander stehen: d.h. ,.,.cnn man 
.mehr \r1arkt· habe. dann müsse man 
. weniger Staat' haben und vicc 'ersa. 
Beide Po tulatc sind aber falsch. Es gibt 
:.elu viel mehr Institutionen als Markt 
und Staat. darüber hinaus ~o.tcllcn Markt 
und Staat oft eine gegenseitige Stütze 
füreinander dar. 

E~ ist klar. dass l\1argarct Thatcher 
sagen wollte. dass es zah lreiche andere 
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Institutionen neben dem Staat gäbe, und 
sie hat Bereiche genannt. die eindeutig 
keinen Teil des Marktes ausmachen. Sie 
hat die ,zivik: Gesellschaft' genannt. Ih­
re Regierung aber haHe s ich oft den po­
litischen Fragen auf der folgenden Ste­
reotypischen Weise angenähert: Auf der 
einen Seite stehe der Staat. auf der an­
deren Seite stünden gemeinsam der 
Markt und alle andere Institutionen. Da­
bei gebe es keine Spannung zwischen 
dem Markt und den anderen Institutio­
nen (z.B. die Familie). Auch kam es oft 

vor, dass sie vorgab, dass es nornlaler­
\\-eise ein uii-Summcn-Verhältnis zwi­
schen dem Staat und allen anderen In­
stitutionen gebe, aber fast nie zwischen 
dem Markt und den anderen Institutio­
nen. Diese Mentalität hat die Politil-. die­
ser Regierung- und auch der .Ne\\ La­
bour' Regierung. der sie gefolgt ist -
<;ehr heeinnu st. Ein Beispiel ist die Pri­
vatisierung der Leistungen des ÖlTent­
lichen Dienste:.. Oie Leistungen wurden 
von privaten Firmen und auch wohl­
tätigen Einrichtungen angeboten. als ob 
diese sich auf eine Weise iihneln wür­
den. Stattdessen aber können d ie Fir­
men leicht mit den Einrichtungen kon­
kurrieren. Deshalb assoziiert man mit 
dem ,Thatchcrismu · eine Verschiebung 
der öffentlichen Dienstleistungen vom 
Staat an den \.1arkt. Mit der Ausnahme 
einiger religiöser Organisationen (wohl­
tätige Einrichtungen) wurde die zivile 
Gesellschaft letztlich ignoriert. 

Wenn wir aber über den Markt im Zu­
sanm1enhang der Privatisierung sprechen, 
sollten \.Vir eher .Umcmehmen' anstutt 
,Markt· sagen. Nonnalerwcise beinhal­
tet Prh atisierung ein Verhältnis um er ei­
ner Abteilung einer nationalen oder lo-
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kalcn Regierung (der Kunde) und einer 
kleinen Gruppe von bevorzugten J·irmen. 
Die Nutzer der Dienste sind nur Nutzer. 
keine Kunden. Dies entspricht nicht dem 
Markt der Winschat1stheoricn. der eine 
Menge Kunden und Firmen benötigt. 

Man kann die Worte der Bundcs­
kan7lerin Merke! ähnlich interpretieren. 
Sie hat nicht nur gesagt, dass man an­
nehmen müsse. dass die öffentlichen Fi­
nan7en in einem marktkon formen 
Gleichgewicht stehen müssten, und das.'> 
man bezahlen müsse. ftir das. was man 

~::rhalte . Sie s prach über die 
.Märkte· im Plural. gerneint sind 
in de r Regel die Finanzmärktc. 
Sie räumt den Finan7märkten 
das Recht ein, die Haushalts­
pläne zusammen mit den demo­
kratischen Einrichtungen mit 
zu bestimmen. 

Doch geht sie \'Om Recht der 
Märkte oder von deren 'vlacht 
aus? Oder muss man sagen, dass 
Macht Recht erzeugt? Gewiss. 
Lumindest muss man die fait ac­
compli annehmen, dass \r1acht 

1aeht ist. Oder meint dies an­
stelle einer nicht marktkonfor­

men Demokratie dann eine machtkon­
fom1e Demokratie? l lier muss man zwei 
Beobachtungen über diese Art \On 
Macht machen. 

Ersten~. die Märkte des heutigen ang­
lo-amerikanischen global dcrcgulierten 
rinanzsy&tems haben extrem kurdrisli­
ge Zeithorizonte. Sie sind auch ehr 
spekulativ: die Kapitalanleger \\eichen 
ihren Wetten aus, damit ihre eigenen Ri­
~ikcn beschränkt bleiben. auch wenn ih­
re Tätigkeiten große lnstabilitiit unter 
den Firmen und den Ländern erzeugen. 
mit welchen sie spielen. f:s ist eine Art 
der Chaostheorie. •vo kleine Bewegun­
gen außerordentliche Folgen haben kön­
nen. Hier aber sind die Ursachen des 
Chaos keine sinnlosen Phänomene wie 
ein Schmetterling im australischen Ur­
wald wie im berühmten Bci~piel der 
Chaostheorie, sondern sinnvolle. wenn 
auch verantwortungslose. Tätigkeiten 
menschlicher Akteure. 

Viele Firmen in anderen Sektoren der 
Wirtschall beklagen bitterlich die Kur.t.:­
ll·istigkcitder Finanzmärkte. weil sie ih­
nen das Leben bei langfristigen Projek­
ten sehr erschwert. dies gilt genauso lür 
die Regierungen. Die Schaffung einer 
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neucn fiskalen Architektur llir die Eu­
ropäische Union ist ein große~ Projekt. 
das Zeit und ruhige. mühsame Planung 
benötigt. Die spekulativen Märkte for­
dern aber Tätigkeit in Panik. Man kann 
hier nicht behaupten, dass der Markt end­
lich fürdas Gemeinwohl agiere. weil in 
Paniksituationen nie gute Ergebnisse er­
zielt werden können. Die einzige Recht­
fertigung der Macht der Märkte. der ein­
zige Grund, wofür man immer .mnrkt­
konfornl' sein muss. ist. dass langfristig 
der Markt die gemeine Wohltätigkeit ge­
währleistet. Wenn die Struktur eines 
Marktes Panik \erursacht und Chaos her­
stellt ohne dass jemand oder etwas das 
Chaos c!7eugt hat und nun negative Fol­
gcnverursacht. dann weist das Marktsy­
stem einen großen Fehler auf. Wenn die­
se Folgen Firmen in anderen Sektoren 
verwunden. entsteht eine wirtschaftli­
che Krise. Und wenn sie die Rcgic­
nmgskapa?ität der Staaten verwunden. 
bedeutet dies eine Krise der Demokra­
tie. Wenn die Demokratie marktkonlornl 
sein muss. dann ist es auch notwendig. 
dass die Finanzmärkte demokratiekon­
form - oder wenigstens mit gutem Re­
gieren konform - s ind. Heute mangeln 
diese Umstände völlig. 

Zweitens. was bedeutet es für die po­
litischen Rechte aller Anderen. wenn die 
Demokratie marktkonform sein muss. 
nicht nur im einfac hen Sinne. sondern 
wenn die spekulativen Finanzmärl..tc ein 
Veto über die politischen Ent cheidun­
gcn besitzen? Die politische Kl~e pflegt 
LU sagen. dass unsere politischen Tätig­
keiten ~ich an den Wegen oricnticn::n 
sollten. die zu dieser Klasse selbst führen . 
Wir sollen wählen und dann miis~cn w ir 
die: Ergebnisse der \Vahlen annehmen. 
Sie werden gan7 unbequem. \\ cnn wir 
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Proteste. Dernon trationcn usw. nutzen. 
um die Tätigkeiten demokratisch ge­
wählter Politiker herauszufordern. Sie 
klagen nicht nur. das unsere Aktionen 
keine demokratische Legitimität besäßen. 
sondern auch. dass wir die soziale Ord­
nung zerstören "ürden. E~ mangelt den 
spekulati\ en FinanL märkten aber auch 
an demokrati~cher Legitimität; auch sie 
können die so1.iale Ordnung zerstören. 
wenn sie Unordnung in das Leben der 
Bürger - wie etwa heute in Griechen­
land - bringen. Die Personen. die die Fi­
nanzrnärkte operieren. haben das Argu­
ment. dass ~ie die Macht haben. zu tun. 

was sie flir ihre e igenen Interessen ftir 
nötig erachten. Macht erzeugt Recht. Be­
deutet die~. das:. wenn Proteste und De­
monstrationen genug Macht finden und 
mit Chaos drohen. die Rcgienmgen auch 
ihnen zuhören werden? Möglicherwei­
se ja. Dies ist jedoch ein gefährlicher 
Weg. den die Politiker stets venneiden 
'' ollten. Deshalb . ollten sie uns nicht so 
leicht sagen. da~s wir die Macht der 
Märkte und der großen Unternehmen 
ohne Widerstand und ohne Reforn1en 
annehmen müssen. 

\.Venig dramatisch und ungefährlich 
finden heute immer mehr Gmppen von 
Bürgern neue Wege. um ihre Unzuflie­
denheit mitdersichtbaren Ohnmacht der 
fom1ellen Politik \'Order\\ irtschaftlichen 
Macht zu ättßcrn. Sie suchen und fmden 
neue Fom1en der politi chen Teilnahme. 
DieseTendenz istjedoch in derTat nicht 
so neu. Man hat ·ie während den 19GOiger 
Jahren disktniert: man erinnere sich an 
die Schlagworte' on 1968 in Paris: 

Nous parlictjJOIIS 
I (ms particitw= 

/ls dc>ciclt'l/1. 

Diese Fragen s ind während der 1980er 
Jahren nach dem Erfolg der Partei Die 
Grünen an die Tagesordnung zurückge­
kehrt. Immer wieder spricht man über 
.neue' Formen der Teilnahme. die die 
Parteien usw. nicht in Anspruch nehmen. 
Sie sind zwar nicht neu. aber eine fort ­
fahrende. dauerhafte alternative Form 
der Politik. die immer ein Verhältni von 
St>annung und Dialog gegenüber der Po­
litik der Partcienerzeugt. 

Die Kritik der .amtlichen' Demokra­
tie der Parteien bringt immer dieselben 
A~umentc. warum sich ,·iele Menschen 
eher iibcr Bürgerinitiativen engagieren: 
• Die internen Prozesse \'On Parteien sei­

en langweilig und von Leitern kon­
trolliert, welche furchten. dass tätige 
Mitglieder extreme Aktionen machen 
würden. Deshalb wollen s ie. dass ihn: 
Mitglieder nthig und passiv ble iben. 

• Die externen Beschränkungen aufRe­
gicrungcn (7.8. durch die Finanz­
markte) seien so streng. da:.s vtele Leu­
tc glauben. dass die Unterschiede un­
ter den Parteien immer kleiner werden: 
d~halb finden sie es zwecklos für ei­
ne Partei Zll arbeiten. 

Die Menschen interessieren sich fi.ir be­
sondere Fragen und nicht flir das gesamte 
Ausma[l der politischen Fragen. Partei­
en aber müssen eine Position zu fast al­
lem haben. Das heißt. dass. wenn wir 
Parteimitglieder werden. wir uns mit Po­
sitionen identifizieren müssen. mit de­
nen wir nicht sympathisieren oder übe­
reinstimmen. 

Und die Kritik aus Reihen der Par­
teimitglieder ist auch wohlbekannt: 
• Wenn junge Menschen (und die \1ehr­

heit der Anhänger der ,neucn' Bewe 
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gungen ist jung) die Parteien verlas­
sen. wird die Demokratie schwach. 

• Die so genannten .single-issue causcs' 
(Kampagnen zu einzelnen Fragen) 
können nicht das ganze Ausmaß poli­
tischer Fragen zusammenbringen, und 
deshalb mangelt ihnen eine ausrei­
chende Perspektive. die die Parteien 
jedoch haben mi.issen. 

o D.ie Organisatoren dieser Kampagnen 
haben wenig A u~dauer, \\ ei I sie zu in­
formell sind. Deshalb sterben sie rasch 
wieder. 

o Auch \\eil sie so leicht organisiert sind. 
birgen sie die Gefahr von .Extremi­
sten' übernommen zu werden. 

Gegen diese Klagen der fom1eUen Pnr­
teienpolitik können die Protagonisten 
der so genannten .neuen· Bewegungen 
konstatieren: 
o Die formelle an die nationale Ebene 

gebundene Demokratie ist untahig. 
gegen übernationale private ~\ irt­
schaftlichc Mächte zu kämpfen. Wie 
die Probleme der Europäischen Uni­
on uns zeigen. Iinden die Staatsna­
tionen es sehr chwierig, übernatio­
nale Perspektiven anzunehmen und 
klammem sich stattdessen an ihre na­
tionalen Beschäftigungen. Den neu­
en Bewegungen aber. da sie informell 
und flexibel organisiert sind. fällt es 
viel leichter. auf der internationalen 
Ebene zu agieren. Sie ähneln para­
doxerweise den großen globalen Un­
ternehmen in dieser geografischen 
Anpassung-..fiihigkcit noch eher als 
der formellen Politik. 
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o D ie formelle Politik ist immer mehr 
von den großen Unternehmen domi­
niert ist. ln vielen Ländern - beson­
ders in den Vereinigten Staaten - sind 
die Parteien finanziell stark abhängig 
von Investitionen geworden. Auch 
wenn das nicht der Fall ist. müssen 
Regierungen und leitende Parteien 
immer vorsichtig sein, dass sie die 
globale Unternehmen nicht . verär­
gern·. sonst werden diese drohen. ih­
re Investitionen in andere Länder zu 
verschieben. Übernationalen Bewe­
gungen kann man mir diesen Argu­
menten nicht drohen. 

Dennoch offenbaren die Schwächen der 
Politik den ncucn Be\vegungen eine wich­
tige Kritik der Weisen der alten Politik 
und i.hrcr Unfähigkeit im Zusammenhang 
der globalen Finanzwirtschaft sowie der 
Macht des übemationalen Kapitals. Wenn 
die Mi.irktc, mit welchen die Demokratie 
.konfonn' sein muss. selbst schlecht funk­
tionieren, haben wir ein großes Problem 
fiir die Demokratie. welches die .alte· Po­
litik nicht konfrontieren kann. 

Es gibt eine weitere interessante Ent­
wicklung. Viele Organisationen in der Zi­
vilgesellschaft. die sich normalerweise 
gar nicht als politisch oder als Protest­
gruppen sehen. finden. dass die immer 
kräftigeren Prozesse der Vennachtlichung 
und der Verkorporatisierung ihre Ker­
nillleressen und Kemidentiti.iten heraus­
fordern: Kirchen. Naturschut.c:gruppen. 
usw. Sie sind der Meinung, da sie da­
her auf unge\\ öhnl iche \\'eise kämpfen 
müssen. lhr1das Problem ISt. das der 
Markt und die Geschäfte in immer mehr 
Lebensfelder eindringen, die in der Ver­
gangenheit außer ihrer Reichweite zu sein 
schienen. l l ier finden wir den Markt ge­
gen die Zi\ ilgesellschaft - was ein großer 
Schock ist ftir jene. die sich den Markt 
nur zusammen mit der Zivilgc~di!.Chaft 
gegen den Staat denken können. 

Können die Bürger dort etwas errei­
chen. wo sie die formelle Politik als 
machtlos empfinden? Es gibt hie rfür 
zwei Möglichkeiten: 
o Wenn die ncuen Bewegungen recht 

ernste Proteste werden. wie \'vir schon 
in Athen. London. :V1adrid, 1 C\\ York 
und anderswo gesehen haben. fürch­
ten die polilischcn bzw. wil1schaftli­
chcn Fli1cn die zukünftige ::>o7ialc S ta 
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bilität. Wenn sie der Mci·nung sind 
einfache Repression bei Ocmnkmti ­
en sei noch unmöglich. müssen sie 
einige politische Einschränkungen an­
bieten: z.B. eine strengere Regulie­
nmg der globalen Finannnärkte. ei­
ne F:rmi.ißigung der Strengepolitik auf 
Griechenland, Italien, usw. imponiert, 
ein Rückkehr zur Politik der Nach­
haltigkeit(was während der Krise 
giinzlich vernachlässigt worden war). 

o Ohne das man einen gefährlichen 
Punkt der Proteste erreicht. fürchten 
die großen Parteien fürchten, dass sie 
die jungen Generationen verlieren und 
sich ihre Verhältnisse mit .Lobbyis­
mus· und den mächtigen'' il1schaft­
lichen Interessen revidieren. 

Ich glaube. dass man schon bestätigen 
kann. dass ohne Protestbewcgungen, 
Bürgerinitiativen. und ohne die neuen 
Sorgen der normalerweise zurückhal­
tenden Be\ ölkerungsgruppen (.leisen. 
ehrbaren·). das politische System nicht 
reagiert hiiue. Ihr Zusammenleben (ein 
vollkommen/ganz marktwidriges Zu­
sammenleben!) mit den großen Unter­
nehmen wnr zu bequem. Die Tendenzen 
nach der Postdemokratie haben parado­
xerweise ein positives Ergebnis erzielt: 
sie haben den langen. schon existieren­
den Pro7ess eines Zuwachcs der Zivil­
gesellschaft gestärkt. Die Gestalten in 
der .reichen Gobelinsrickerci' von Mar­
garet Thatcher erquicken ich - wahr­
schein lich auf eine Weise. die ihr gar 
nicht nicht lieb ist. Die Modelle der 
großen. bürokratisch organisierten poli­
tischen Parteien des letzten Jahrhunderts 
sind den j ungen Generationen unattrak­
tiv - auch ohne die Entwicklungen der 
Pos1dcmokratie. Sie organisieren ihr Le­
ben infom1eller; sie fügen sich den po­
litischen Leitern nicht. Das heißt aber 
nicht. da!>s !>ie sich nicht fiir crn:.te Fra­
gen intere~!>ieren . Sie Iinden , ·ielmehr 
neue Möglichkeiten fl.ir ihr politi~ches 
Gctccht. wie beispielsweise in Form von 
neuen ßewegungen, social media, usw. 
Am Ende dieses Prozesses könnte ein 
erneuertes frisches politische!> Leben ent­
stehen. Ob die:. genügt der wachsenden 
politischen Rolle der wirtschaftlichen 
Macht gegenzusteuern. bleibt eine 
l;cll\\ ierige Frage. 
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